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Scbriftlidier Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte und des Gerichtskostengesetzes 

— Drucksache 1892 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Winter 


Der Bundestag hat in seiner 124. Sitzung vom | 
28. September 1960 den Entwurf eines Gesetzes zur j 
Änderung der Bundesgebührenordnung für Rechts- 
anwälte und des Gerichtskostengesetzes dem Rechts- i 
ausschuß überwiesen. Der Rechtsausschuß hat in 
seinen Sitzungen vom 18. November, 1. Dezember | 
1960 und vom 1. März 1961 das Gesetz beraten. Bei ' 
den Beratungen wurde aus der Mitte des Aus- 
schusses angeregt, Vorschläge, die der Deutsche An- 
waltverein zu der Materie des Gesetzes gemacht 
habe, darauf zu prüfen, ob und wieweit sie Berück- ' 
sichtigung finden könnten. Mit Rücksicht hierauf 
wurde der Rechtsausschuß des Bundesrates gebeten, 
sich ergänzend zu der früheren Stellungnahme des 
Bundesrates zu dem Gesetzentwurf nunmehr auch 
zu den abweichenden Vorschlägen des Deutschen 
Anwaltvereins zu äußern. Der Rechtsausschuß des 
Bundesrates, der einen Unterausschuß eingesetzt 
hatte, teilte dem Rechtsausschuß des Bundestages 
unter dem 14. Februar 1961 mit, daß er beschlossen 
habe, die Vertreter der Landesjustizverwaltungen 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein zu beauftragen, an den Beratun- | 
gen des Bundestages zu der gegenwärtigen Materie i 
teilzunehmen. 

In der endgültigen Beratung des Rechtsausschusses 
erhielt der Gesetzentwurf die aus der Anlage er- 
sichtliche Fassung. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Ände- | 
rung der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte ; 
vom 26. Juli 1957: 

Die Pflichtverteidigergebühren sollen in Zukunft 
nicht mehr in Höhe der Mindestsätze, sondern in 
Höhe des eineinhalbfachen Betrages der Mindest- 
sätze angewiesen werden. Die vom Bundesrat legi- 


timierten Ländervertreter ließen erkennen, daß sie 
mit einer Erhöhung der Pflichtverteidigergebühren 
rechneten und daß die vorgeschlagene Höhe die 
Grenze des Tragbaren nicht überschritt. Die Ände- 
rungen der §§ 101, 107 und 112 der Gebührenord- 
nung für Rechtsanwälte stellen lediglich Konquen- 
zen aus der Änderung des § 97 Abs. 1 dar. 

Im Ausschuß wurde zum Ausdruck gebracht, daß 
in den Fällen, in denen nach den Vorschriften der 
Strafprozeßordnung in einem freisprechenden Urteil 
außer den Kosten des Verfahrens auch die notwen- 
digen Auslagen des freigesprochenen Angeklagten 
der Staatskasse überbürdet würden, die Festsetzung 
der zu erstattenden Verteidigergebühren in ähn- 
licher Weise wie bei den Entscheidungen über 
Kosten einer Privatklage oder einer Nebenklage im 
Rahmen der gesetzlichen Gebührengrenzen nach der 
Bedeutung und Schwierigkeit der Sache und nach 
den sonst zu berücksichtigenden Umständen erfolgen 
müssen. Es wurde die Auffassung vertreten, daß es 
dazu keiner Änderung gesetzlicher Vorschriften be- 
dürfe, da dies sich schon nach geltendem Recht aus 
den einschlägigen Vorschriften ergäbe. 

Die in § 123 Abs. 1 geregelten Anwaltsgebühren 
in Armensachen waren Gegenstand eingehender 
Auseinandersetzungen im Rechtsausschuß. Nach An- 
hörung der vom Rechtsausschuß des Bundesrates 
legitimierten Ländervertreter konnte sich der 
Rechtsausschuß nicht dazu entschließen, den Vor- 
schlägen des Deutschen Anwaltvereins zu folgen. 

Dagegen wurde beschlossen, die Gebührenstaffeln 
bis zu einem Streitwert von mehr als 6000 Deutsche 
Mark fortzuführen und die Höchstgebühr auf 130 
Deutsche Mark festzusetzen. Es darf angenommen 
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werden, daß die durch diese Änderung erfolgende 
Mehrbelastung der Haushalte der Landesjustizver- 
waltungen sich in einem Rahmen hält, mit dem sich 
die Länder einverstanden erklären können. 

In Konsequenz dieser Neuordnung mußte ent- 
sprechend dem Regierungsentwurf auch der Ab- 
satz 4 des § 123 außer Kraft gesetzt werden. 

Die Änderung des Gerichtskostengesetzes besteht 
in der Berichtigung eines Druckfehlers, der bei Be- 
ratung und Verabschiedung des Kostenrechtsände- 
rungsgesetzes vom 26. Juli 1957 unterlaufen war. 
Der Fehler war in der Praxis bemerkt worden, und 
nach den Anordnungen der einzelnen Landesjustiz- 
verwaltungen war das Gesetz bisher schon still- 
schweigend ohne diesen Fehler angewendet worden. 
Es erschien aber zweckmäßig, den Text nunmehr bei 
dieser Gelegenheit zu bereinigen und diesen Teil 
des Gesetzes rückwirkend ab 1. Oktober 1957 in 
Kraft zu setzen (vgl. § 5). 

Der § 3 des Gesetzes enthält Übergangsvorschrif- 
ten. Der Rechtsausschuß hat beschlossen, insoweit 
die unveränderte Annahme des Regierungsentwurfs 
zu empfehlen. Außerdem hat der Rechtsausschuß 
aus dem Regierungsentwurf die Berlin-Klausel über- 
nommen. 


I Der Rechtsausschuß hat geglaubt, daß das Gesetz 
am 1. Juli 1961 in Kraft treten könnte; dabei ist da- 
von ausgegangen worden, daß die Landesjustizver- 
i waltungen in der Zwischenzeit hinreichend Gelegen- 
I heit zur Vorbereitung der Durchführungen hätten. 

j Die vom Deutschen Anwaltverein ebenfalls vor- 
I geschlagene Anhebung der Armenanwaltsgebühren 
in Ehesachen hat der Rechtsausschu-ß nicht übernom- 
men. Von seiten des Justizministeriums und der 
Länder ist darauf hingewiesen worden, daß bei der 
Beratung bereits eine nicht unwesentliche Erhöhung 
dieser Gebühren vorweggenommen sei, während 
die Erhöhung der Armenanwaltsgebühren und der 
Pflichtverteidigerkosten damals ausdrücklich einem 
späteren Gesetz Vorbehalten worden waren, 

Im übrigen kam im Rechtsausschuß auch zum 
Ausdruck, daß die von den Gerichten im Zusammen- 
hang mit der Streitwertfestlegung in Ehesachen 
häufig noch immer zitierte Entscheidung des Bun- 
desgerichtshofs aus dem Jahre 1956 nach der Neu- 
fassung des § 14 des Gerichtskostengesetzes in der 
Fassung des Kostenrechtsänderungsgesetzes nicht 
mehr anwendbar sei. 

Der Rechts aus schuß empfiehlt daher die Annahme 
des Gesetzes in der von ihm erarbeiteten Fassung. 


Bonn, den 10. März 1961 


Dr. Winter 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1892 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 10. März 1961 


Der Rechtsausschuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Dr. Winter 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte und des Gerichtskostengesetzes 

— Drucksache 1892 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte und des Gerichtskostengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 

§ 123 der Bundesgebührenordnung für Rechts- 
anwälte vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 
907) wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 12. A u s s c h u s s e s 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte und des Gerichtskostengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 

Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 907) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 97 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ist der Rechtsanwalt gerichtlich bestellt 
worden, so erhält er das Eineinhalbfache der in 
den §§ 83 bis 86, 90 bis 92, 94 und 95 bestimmten 
Mindestbeträge aus der Staatskasse. War er auch 
vor Eröffnung des Hauptverfahrens als Verteidi- 
ger tätig, so erhält er, unabhängig vom Zeit- 
punkt seiner Bestellung, zusätzlich eine weitere 
Gebühr in Höhe des Eineinhalbfachen der Min- 
destbeträge des § 84." 

2. § 101 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Anrechnung oder Rückzahlung unter- 
bleibt, soweit der Rechtsanwalt durch diese ins- 
gesamt weniger als das Doppelte der in den §§ 83 
bis 86, 90 bis 92, 94 und 95 bestimmten Mindest- 
beträge und der ihm nach § 99 zustehenden Ge- 
bühr erhalten würde." 


3. § 107 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ist der Rechtsanwalt dem Verfolgten vom 
Gericht beigeordnet worden (§ 32 Abs. 2 des 
Deutschen Auslieferungsgesetzes), so erhält er 
aus der Staatskasse für jeden Verhandlungstag 
eine Gebühr von 150 Deutsche Mark und, wenn 
keine mündliche Verhandlung stattfindet, eine 
Gebühr von 75 Deutsche Mark." 
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Entwurf 


1. Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 


(1) An die Stelle der vollen Gebühr (§11 


Abs. 1 Satz 1) 

treten bei einem Gegenstandswert 

von 

mehr 

als 

300 

bis 

400 DM 

22 

DM 

von 

mehr 

als 

400 

bis 

500 DM 

25 

DM 

von 

mehr 

als 

500 bis 

600 DM 

28 

DM 

von 

mehr 

als 

600 

bis 

700 DM 

31 

DM 

von 

mehr 

als 

700 

bis 

800 DM 

34 

DM 

von 

mehr 

als 

800 bis 

900 DM 

37 

DM 

von 

mehr 

als 

900 

bis 

1 000 DM 

40 

DM 

von 

mehr 

als 

1 000 

bis 

1 100 DM 

42 

DM 

von 

mehr 

als 

1 100 

bis 

1 200 DM 

44 

DM 

von 

mehr 

als 

1 200 bis 

1 300 DM 

46 

DM 

von 

mehr 

als 

1 300 bis 

1 400 DM 

48 

DM 

von 

mehr 

als 

1 400 bis 

1 500 DM 

50 

DM 

von 

mehr 

als 

1 500 

bis 

1 600 DM 

51 

DM 

von 

mehr 

als 

1 600 

bis 

1 700 DM 

52 

DM 

von 

mehr 

als 

1 700 

bis 

1 800 DM 

53 

DM 

von 

mehr 

als 

1 800 

bis 

1 900 DM 

54 

DM 

von 

mehr 

als 

1 900 

bis 

2 000 DM 

55 

DM 

von 

mehr 

als 

2 000 

bis 

2 100 DM 

56 

DM 

von 

mehr 

als 2 100 

bis 

2 400 DM 

59 

DM 

von 

mehr 

als 2 400 

bis 

2 700 DM 

62 

DM 

von 

mehr 

als 2 700 

bis 

3 000 DM 

65 

DM 

von 

mehr 

als 3 000 DM 


70 

DM.^ 


2. Absatz 4 tritt außer Kraft. 


Beschlüsse des 12. A u s s c h u s s e s 

4. § 112 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Ist der Rechtsanwalt vom Gericht beige- 
ordnet worden, so erhält er das Eineinhalbfache 
der in den Absätzen 1, 2 und 3 bestimmten Min- 
destgebühren aus der Staatskasse; § 97 Abs. 2, 
§§ 98 bis 101, 103 gelten sinngemäß." 

5. § 123 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) An die Stelle der vollen Gebühr (§11 
Abs. 1 Satz 1) treten bei einem Gegenstandswert 


von mehr 

als 

500 

bis 

600 

DM 

34 

DM 

von mehr 

als 

600 

bis 

700 

DM 

38 

DM 

von 

mehr als 

700 

bis 

800 

DM 

42 

DM 

von 

mehr als 

800 

bis 

900 

DM 

46 

DM 

von 

mehr 

als 

900 

bis 

1 000 

DM 

50 

DM 

von 

mehr 

als 

1 000 

bis 

1 100 

DM 

52 

DM 

von 

mehr 

als 

1 100 

bis 

1 200 

DM 

54 

DM 

von 

mehr 

als 

1 200 

bis 

1 300 

DM 

56 

DM 

von 

mehr 

als 

1 300 

bis 

1 400 

DM 

58 

DM 

von 

mehr 

als 

1 400 

bis 

1 500 

DM 

60 

DM 

von 

mehr 

als 

1 500 

bis 

1 600 

DM 

62 

DM 

von 

mehr 

als 

1 600 

bis 

1 700 

DM 

64 

DM 

von 

mehr 

als 

1 700 

bis 

1 800 

DM 

66 

DM 

von 

mehr 

als 

1 800 

bis 

1 900 

DM 

68 

DM 

von 

mehr 

als 

1 900 

bis 

2 000 

DM 

70 

DM 

von mehr 

als 

2 000 

bis 

2 200 

DM 

73 

DM 

von mehr als 

2 200 

bis 

2 400 

DM 

76 

DM 

von 

mehr 

als 

2 400 

bis 

2 600 

DM 

79 

DM 

von 

mehr 

als 

2 600 

bis 

2 800 

DM 

82 

DM 

von 

mehr 

als 

2 800 

bis 

3 000 DM 

85 

DM 

von 

mehr 

als 

3 000 

bis 

3 200 DM 

88 

DM 

von mehr als 

3 200 

bis 

3 400 

DM 

91 

DM 

von mehr als 3 400 

bis 

3 600 

DM 

94 

DM 

von 

mehr als 

3 600 

bis 

3 800 

DM 

97 

DM 

von 

mehr als 

3 800 

bis 

4 000 

DM 

100 

DM 

von 

mehr als 

4 000 

bis 

4 400 

DM 

105 

DM 

von 

mehr als 

4 400 

bis 

4 800 

DM 

110 

DM 

von 

mehr 

als 

4 800 

bis 

5 200 DM 

115 

DM 

von mehr 

als 

5 200 

bis 5 600 DM 

120 

DM 

von mehr als 5 600 

bis 

6 000 

DM 

125 

DM 

von mehr als 

6 000 

DM 



130 

DM. 


6. § 123 Abs. 4 tritt außer Kraft. 


§ 2 § 2 

Änderung des Gerichtskostengesetzes unverändert 

§ 40 Abs. 3 Satz 4 des Geriditskostengesetzes 
vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861, 941) 
wird wie folgt gefaßt: 

„Wird das Verfahren fortgesetzt, so wird neben der 
Gebühr nach Absatz 1 Nr. 5 die Auskunftsgebühr 
nicht erhoben." 
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Entwurf 

§ 3 

Übergangsvorschrift 

In einem Rechtszug, der vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes begonnen hat, sind die Gebühren 
des Rechtsanwalts nach neuem Recht zu berechnen, 
soweit der Rechtszug nicht vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes beendigt war. Dabei gilt der Rechts- 
zug auch als beendigt, wenn eine Entscheidung, 
welche die gerichtliche Instanz abschließt, verkündet 
oder, falls eine Verkündung nicht stattgefunden 
hat, zugestellt oder sonst erlassen worden ist, 

§ 4 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 2 am 

in Kraft. § 2 tritt mit Wirkung vom 

1. Oktober 1957 in Kraft. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 
§ 3 

unverändert 


§ 4 

unverändert 


§ 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 2 am 
1. Juli 1961 in Kraft. § 2 tritt mit Wirkung vom 
1. Oktober 1957 in Kraft. 
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